
Liebe Parteifreunde, liebe
Mitstreiter, sehr geehrte

Damen und Herren!

Bundeskanzlerin Angela
Merkel hat in ihrer Regie-
rungserklärung am Freitag
noch einmal eindrucksvoll
die Position der Bundesre-
gierung für die Lösung der
Euro-Krise dargelegt. Wir
brauchen in Europa ein
zusammenhängendes Kon-
zept von Solidarität, Eigen-
verantwortung und zu-
kunftsweisender Reform
der Europäischen Union.
Nur wenn wir in Zukunft
die Stabilitätskriterien über
den Europäischen Ge-
richtshof und die europäi-
schen Institutionen durch-
setzen, können wir das
Vertrauen der Anleger und
der Finanzmärkte in die
dauerhafte Stabilität der
Euro-Zone zurückgewin-

nen.

Deswegen wird Deutsch-
land beim Europäischen
Rat am 9. Dezember ge-
meinsam mit Frankreich
dafür werben, dass die
E u r o p ä i s c h e U n i o n
schnellstmöglich die not-
wendigen Voraussetzun-
gen schafft, um EU-
Haushaltssünder stärker
als bisher zur Rechen-
schaft zu ziehen. Die Bun-
desregierung und die Uni-
onsfraktion werden weiter-
hin der europäischen Öf-
fentlichkeit verdeutlichen,
dass die gegenwärtige
schwierige Lage der Euro-
Zone nicht etwa daran
liegt, dass die Europäische
Zentralbank keine unbe-
grenzte Staatsfinanzierung
betreibt oder dass es keine

Eurobonds gibt, mit denen
die Schulden vergemein-
schaftet würden. Vielmehr
werden wir unablässig klar-
machen, dass das Problem
in der übermäßigen Staats-
verschuldung und der man-
gelnden Wettbewerbsfähig-
keit einzelner Länder der
Euro-Zone sowie in grundle-
genden Konstruktionsmän-
geln der Wirtschafts- und

Währungsunion liegt.

Wir haben keine Zeit zu
verlieren, denn es geht um
sehr viel. Die Kanzlerin hat
recht: Scheitert der Euro,
scheitert Europa. Für
Deutschlands Zukunft, für
seinen Wohlstand, für sein
soziales Gemeinwesen ist
ein prosperierendes Europa
mit einem stabilen Euro
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unverzichtbar. Insofern
wäre Deutschlands Zukunft
niemals von der Zukunft
der Europäischen Union

trennbar.

Deshalb muss nun die Ver-
tragsänderung schnell von-
statten gehen, damit sie als
Signal der Entschlossenheit
der Europäischen Union
wahrgenommen wird. An
der Bereitschaft zur Mitwir-
kung an einer dauerhaften
Stabilitätsunion wird man
ablesen können, ob die
Länder, die jetzt Probleme
haben, in Zukunft ent-
schlossen auf einen stabi-
len Haushaltspfad zurück-

kehren werden.

Wir brauchen klare Regeln
für die Euro-Zone. Wir sind

entschlossen, sie so gemein-
schafts- und unionsfreund-
lich wie möglich zu gestalten.
Dafür brauchen wir aber die
Mitwirkung der anderen Part-
ner in der Europäischen Uni-
on. Es muss gelten: Kein
Land der EU hat das Recht,
die anderen daran zu hin-
dern, notwendige Vertragsre-

formen zu vereinbaren.
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schaffen werden, damit die
Verletzung von Stabilitäts-
regeln künftig geahndet
werden kann. Ausdrücklich
warb die Bundeskanzlerin
dafür, dass sich auch Nicht-
Euro-Staaten an dieser Fis-
kalunion beteiligten. Neue
Verträge innerhalb der Euro
-Zone seien nur die zweit-
beste Lösung, da sonst
eine Spaltung der EU dro-

he.

Die Haushaltshoheit des
Bundestages sieht Merkel
nicht in Gefahr, wenn die
Stabilitätskriterien ohne
Wenn und Aber von Brüssel
durchgesetzt werden. Der
Abbau der Staatsverschul-
dung sei auch ein Ziel, das
sich die Bundesrepublik
selbst gesetzt habe. Inso-
fern gehe nationales Han-
deln Hand in Hand mit eu-

ropäischer Solidarität.

Durch die Fiskalunion wür-
den auch die Konstrukti-
onsfehler der Wirtschafts-
und Währungsunion besei-
tigt, nämlich den laschen
Umgang mit den Regeln
des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes. Merkel forder-
te für die Zukunft „effektive
Antworten auf fortgesetzte
Regelverstöße“. Bei Sankti-
onen müsse es künftig ei-

nen Automatismus geben.

Euro-Bonds sind keine Ret-

tungsmaßnahmen

Ausdrücklich lehnte die
Bundeskanzlerin erneut
eine gemeinsame Haftung
für Staatsschulden, die
sogenannten Euro-Bonds,
ab. Sie seien kein Beitrag
zur Überwindung der Krise
und keine geeignete Ret-

tungsmaßnahme.

Bundeskanzlerin Angela
Merkel hat sich vehement
für Vertragsänderungen
ausgesprochen, um die
Staatsschuldenkrise in der
Europäischen Union zu
überwinden. In einer Regie-
rungserklärung zum bevor-
stehenden EU-Gipfel im
Bundestag am Freitag be-
kannte sich Merkel aus-
drücklich zum Ziel einer
Stabilitäts- und Fiskalunion.
Das bedeute auch „starke
Durchgriffsrechte“ für Brüs-

sel.

Die Kanzlerin stellte klar,
dass Europa nicht nur unter
einer Staatsschuldenkrise
leide, sondern auch unter
einer Vertrauenskrise. Nur
mit einer Fiskalunion könne
das verlorengegangene
Vertrauen in die Politik wie-
der hergestellt werden,
betonte die Kanzlerin. Sie
bezeichnete die Krise auch

als „Chance zur Umkehr“.

Nur zwei europäische Insti-
tutionen genießen laut Mer-
kel noch uneingeschränk-
tes Vertrauen: der Europäi-
sche Gerichtshof (EuGH)
und die Europäische Zent-
ralbank (EZB). Sie werde
auch in Zukunft alles dafür
tun, um die Unabhängigkeit
beider zu wahren, sagte die
Kanzlerin. Die Geldwertsta-
bilität sei eine Aufgabe der
EZB, die in den Verträgen
festgeschrieben sei. Als
Bundeskanzlerin werde sie
daher weiterhin nicht kom-
mentieren, was die EZB tue

oder lasse.

Alle EU-Staaten an der Fis-

kalunion beteiligen

Mit der Änderung der Euro-
päischen Verträge sollen
nach dem Willen der Kanz-
l e r i n e i n k l a g b a r e
„Durchgriffsrechte“ mindes-
tens für die Euro-Zone ge-

Unterstützung nur bei Ge-

genleistungen

Der Fraktionsvorsitzende
Volker Kauder betonte,
dass es Hilfe für in Not ge-
ratene Staaten nur bei ent-
sprechenden Gegenleistun-
gen geben dürfe. „Einfach
nur Geld zu geben, hätte
uns überhaupt nicht weiter-
gebracht“, wies Kauder
Vorschläge der Opposition
zurück. „An gemeinsame
Regeln müsse man sich
halten, sonst geht’s schief“,
sei die Lehre, die aus die-
ser Krise zu ziehen sei.
Kauder erinnerte an die
Mitwirkungsmöglichkeiten
des Parlaments. Die Koaliti-
on im Bundestag habe die
Leitplanken vorgegeben, in
denen die Kanzlerin beim
Gipfel erfolgreich verhan-

deln könne.

EU-Vertragsreform ist das Ziel

Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Angela Merkel zum

EU-Gipfel –
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Die EFSF-Leitlinien

Der Haushaltsausschuss hat dem Entwurf der sogenannten Leitlinien zum europäi-
schen Rettungsschirm EFSF Anfang vergangener Woche zugestimmt. Die Leitlinien sol-
len eine möglichst zielgenaue und transparente Anwendung der EFSF sicherstellen. In
ihnen werden der Umfang und die technische Umsetzung der neuen Instrumente des

Rettungsschirms konkret benannt.

Für jedes der vier neuen Instrumente des „ertüchtigten“ Rettungsschirms
(Primärmarktkäufe, Sekundärmarktkäufe, Darlehen zur Bankenrekapitalisierung, vor-
sorgliche Programme) gibt es eine eigene Leitlinie. Geregelt werden dort jeweils das
Anwendungsziel dieser Instrumente, spezifische Aspekte ihrer Aktivierung, die Bedin-
gungen für ihre Aktivierung, die Überwachung ihrer Anwendung sowie weitere operatio-

nale Fragen.

In einem weiteren Dokument werden Modalitäten und Bedingungen festgelegt, mit de-
nen die EFSF ihr Volumen, ihre Kapazität maximieren kann. Ziel ist, die vorhandenen
Instrumente unter Hinzuziehung von Mitteln privater Investoren wirkungsvoller auszu-

gestalten. Konkret sind zwei Modelle vorgesehen.

Bei der sogenannten Versicherungslösung ist ein Kreditausfallschutz von 20 bis 30
Prozent des Nominalwertes neuer Staatsanleihen betroffener Euro-Mitgliedstaaten vor-
gesehen. Idee des sogenannten Co-Investment-Fonds ist, Mittel externer Kapitalgeber
mit EFSF-Mitteln zu bündeln. Auch hier wird es einen gewissen Grad an Absicherung der
privaten Mittel geben, um einen Investitionsanreiz zu setzen.
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men. Sie können Preiszu-
schläge für ihre Leistungen
erhalten und von den Kas-
senärztlichen Vereinigun-
gen über einen Struktur-
fonds gefördert werden.
Wenn sich junge Ärzte in
einer ländlichen Region
niederlassen, sollen sie
dies nicht als unabänderli-
che Lebensentscheidung
empfinden. Deshalb sollen
diese Ärzte später bei der
Nachbesetzung von Arztsit-
zen in überversorgten Be-
reichen, also vorwiegend in
Städten, besonders berück-

sichtigt werden.

Um die medizinische Unter-
versorgung auf dem Land
abzubauen, sollen darüber
hinaus die Länder mehr
Mitwirkungsrechte bei der

Bedarfsplanung erhalten.

Über die Verteilung der
ambulanten ärztlichen Ho-
norare sollen künftig wie-
der mehr als bisher die
Kassenärztlichen Vereini-
gungen vor Ort entschei-
den. So werden die regio-
nalen Gestaltungsspielräu-

me verbessert.

Viele bisher stationär er-
brachte Behandlungen sol-
len künftig von ambulanten
Fachärzten vorgenommen

werden können.

Denn die strikte Trennung
von ambulanter und statio-
närer Versorgung scheint
angesichts des medizini-
schen Fortschritts nicht
mehr zeitgemäß. Der Aus-
bau der Telemedizin im
ländlichen Raum wird
durch eine bessere Vergü-

tung gefördert.

Mit dem GKV-Versorgungs-
strukturgesetz soll in erster
Linie die ambulante ärztli-
che Versorgung in ländli-
chen Regionen deutlich
verbessert werden. Denn
die medizinische Unterver-
sorgung auf dem Land
droht zu einem Standort-
nachteil der betroffenen

Regionen werden.

Mit einen Katalog von An-
reizen und finanziellen Un-
terstützungen soll die Land-
flucht der Ärzte gestoppt
werden. So werden Land-
ärzte von Vergütungsbe-
grenzungen ausgenom-

Stuttgart 21

Wohlstand. Sie dürfen nicht
dem kurzfristigen parteipo-
litischen Vorteil geopfert
werden, wie die Grünen
dies versucht haben, als sie
vor der Landtagswahl aus
den Protesten parteipoliti-
schen Nutzen zogen und
den Stuttgart-21-Gegnern
versprachen, im Falle eines
Wahlerfolgs den Bau des
modernen Tiefbahnhofs zu

verhindern.

Der Volksentscheid hat
deutlich gemacht, dass die
„gefühlte Mehrheit“, auf die
die Grünen in ihrem Protest
gegen das Projekt verwie-
sen, eben nur eines war:
„gefühlt“. Die selbsternann-
ten „Sprecher aller Bürger“,
so zeigt das Ergebnis, ver-
treten oftmals nur ihre eige-
nen Interessen, nicht aber
das Gemeinwohl. Wir er-
warten nun, dass die Lan-
desregierung ihrer Projekt-
förderpflicht nachkommt
und den Bau des moder-
nen Tiefbahnhofs sicher-

stellt.

Die Gegner des Projekts
Stuttgart 21, vor allem die
Grünen, haben bei der
Volksabstimmung in Ba-
den-Württemberg eine her-
be Niederlage erlitten. Mit
58,8% stimmte eine sehr
deutliche Mehrheit für das
Infrastrukturprojekt, wäh-
rend 41,2% sich dagegen
aussprachen. Auch in der
Landeshauptstadt Stuttgart
konnten die Projektgegner
keine Mehrheit erreichen.
Dort stimmten 52,9% für
den Weiterbau und 47,1%

für den Ausstieg.

Der Ausgang des Volksent-
scheides ist ein ermutigen-
des Signal und ein guter
Tag für Baden-Württemberg
und darüber hinaus. Er
macht deutlich, dass die
Bürger für große, moderne
Infrastrukturprojekte zu
gewinnen sind. Die Wirt-
schaft unseres Landes ruht
auf einer starken industriel-
len Basis, die ohne eine gut
ausgebaute Infrastruktur
undenkbar ist. Infrastruk-
turprojekte bedeuten
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Kundus - Untersuchungsausschuss

Untersuchungsausschuss
zu einem innenpolitischen
Kampf­mittel zu machen.
Damit konnten wir Schaden
von der Bundeswehr und
unserem Verhältnis zur
NATO abwenden. Die Union
bleibt die stärkste Stütze
der Soldatinnen und Solda-
ten im Einsatz – ihnen gilt
unser Dank, unser Respekt
für ihre gefährliche und
verantwortungsvolle Aufga-
ben sowie unsere politische

Unterstützung.

Der Untersuchungsaus-
schuss hat nach eingehen-
der Prüfung konkrete Ver­-
besserungen angemahnt,
die vom Bundesverteidi-
gungsminister bereits un-
mittelbar nach dem Luft-
schlag angegangen worden
sind. Dies betrifft vor allem
die interne Kommunikati-
on, die Ausgestaltung von
Leitlinien sowie die Infor-
mationsgewinnung. Das
Ergebnis der Aufarbeitung
belegt: Die Bundeswehr ist
eine verantwortungsbe-
wusste Armee, die auch
beim Einsatzes militäri-
scher Gewalt höchste Maß-
stäbe zum Schutz von Zivi-

listen anlegt.

In dieser Woche wurde der
Abschlussbericht des Kun-
dus-Untersuchungsaus-
schusses im Plenum disku-
tiert. Damit endet die parla-
mentarische Aufarbeitung
des Luftschlags gegen die
von den Taliban entführten
zwei Tanklastzüge. Die Bun-
deskanzlerin hat damals im
Namen der Bundesrepublik
Deutschland den Angehöri-
gen der zivilen Opfern ihr
Bedauern und unsere An-
teilnahme ausgedrückt und
zudem finanzielle Entschä-
digungen zugesagt, die

auch erfolgt sind.

Während seiner insgesamt
fast zweijährigen Tätigkeit
hat der Ausschuss die Um-
stände des Luftschlags
gründlich untersucht. Die
Union hat diese Aufklärung
aus ganzer Kraft unter-
stützt und vorangetrieben,
weil hohe Transparenz und
intensive Überprüfung des
Einsatzes vor Ort wichtige
Voraussetzungen für den
Erfolg in Afghanistan sind
und bleiben. Wir haben uns
dabei vehement und erfolg-
reich allen parteipolitischen
Versuchen widersetzt, den
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Daten, Fakten, Wissenswertes

60% der Betriebe, ihre La-
ge sei besser als im Vor-
jahr. Bei den Exporten rech-
nen die Unternehmen
2012 mit einem deutlichen
Rückgang. So gehen 24%
der Betriebe von einer Zu-
nahme ihrer Ausfuhren und
13% von einer Abnahme
aus. 2012 wollen 30% der
Unternehmen mehr inves-
tieren, 20% weniger. Rund
60% der befragten Unter-
nehmen rechnen mit einer
stabilen Beschäftigungsla-
ge im Jahr 2012. Fast jeder
vierte Betrieb plant die Zahl
seiner Mitarbeiter im
nächsten Jahr zu erhöhen;
nur jedes siebte Unterneh-
men geht von einem Stel-
lenabbau aus. (Quelle: In-
stitut der Deutschen Wirt-

schaft Köln)

Community-Mitglieder pas-
sen Datenschutz individuell
an. Nutzer von sozialen
Netzwerken legen Wert auf
die Möglichkeit, ihre Privat-

sphäre individuell zu
bestimmen. Fast alle Com-
munity-Mitglieder finden
entsprechende Einstellun-
gen wichtig, durch die ihre
Daten nur bestimmten Per-
sonen zugänglich sind. An
der Spitze der Nutzerwün-
sche steht die Möglichkeit,
die Sichtbarkeit von Daten
generell nach Personen-
gruppen zu differenzieren
(95%). Jeweils 89% halten
es für wichtig, dass sie ihre
Pinnwand für bestimmte
Personen freigeben können
oder das eigene Profil vor
Suchmaschinen verbergen
können. 86% möchten die
Möglichkeit haben, die
Kommunikation mit einzel-
nen anderen Mitgliedern zu
blockieren, und 82% plä-
dieren für die Option, das
eigene Profil auch inner-
halb eines Netzwerks un-
sichtbar machen zu kön-
nen. 80% der Nutzer sozia-
ler Netzwerke passen das
Datenschutz-Niveau indivi-

duell an. Weitere 9% haben
die Standard-Einstellungen
bewusst übernommen. Le-
diglich 11% haben sich mit
den entsprechenden Mög-
lichkeiten nicht auseinan-
dergesetzt. Insbesondere
jüngere Nutzer haben die
Voreinstellungen zur Privat-
sphäre verändert: 89% der
14- bis 29-jährigen Anwen-
der das Datenschutz-
Niveau angepasst. Je älter
die Nutzer, desto weniger
beschäftigen sie sich mit
dem Schutz ihrer Privat-
sphäre. Auch gibt es Diffe-
renzen nach Bildungsab-
schlüssen. 83% der Abitu-
rienten oder Hochschulab-
solventen verändern die
Einstellungen, aber nur
69% der Nutzer mit Haupt-
schulabschluss. Zwei Drittel
der Community-Nutzer
(66%) fehlen nach eigener
Einschätzung noch Informa-
tionen, was sie für den
Schutz ihrer Daten tun kön-

nen. (Quelle: Bitkom)

Konjunktur: Optimismus
überwiegt. Trotz Finanz-
und Staatsschuldenkrise
rechnen nach einer Umfra-
ge des Instituts der Deut-
schen Wirtschaft Köln die
deutschen Unternehmen
nicht mit einer Rezession.
Eine Mehrheit der Unter­-
nehmen geht davon aus,
dass ihre Geschäfte im
kommenden Jahr stabil
ver­laufen werden. 31%
rechnen sogar mit einem
Produktionszuwachs. Nur
19% der befragten Betriebe
gehen von einer Produkti-
onsabnahme aus. Derzeit
schätzen 46% der Firmen
ihre wirtschaftliche Situati-
on besser ein als 2010.
Lediglich 15% Prozent be-
werten ihre Lage schlech-
ter. Der Rest der Befragten
kann keine Veränderungen
feststellen. Im Vergleich
zum Frühjahr 2011 hat
sich die Lageeinschätzung
eingetrübt. Damals sagten
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NATO zur Bekämpfung des
internationalen Terrorismus
beschließen. Der militäri-
sche Auftrag besteht darin,
bestimmte Bereiche des
Mittelmeeres zu überwa-
chen und gleichzeitig zur
Abschreckung und Be-
kämpfung terroristischer
Aktivitäten Präsenz zu zei-
gen. Das Mandat soll in-
haltlich unverändert mit
einer Obergrenze von 700
Soldatinnen und Soldaten

fortgesetzt werden.

Ebenfalls stand die Be-
schlussfassung über die
Fortsetzung der Beteiligung
bewaffneter deutscher
Streitkräfte an der EU-
geführten Operation ATA-
LANTA zur Bekämpfung der
Piraterie vor der Küste So-
malias an. Die somalische
Übergangsbundesregierung
bzw. die somalischen Regi-
onal­behörden werden
auch in absehbarer Zukunft

nicht in der Lage sein, die
von somalischem Staatsge-
biet ausgehende Piraterie
wirksam zu bekämpfen.
Der Schutz durch die Ope-
ration Atalanta ist auch für
die Versorgung der somali­-
schen Bevölkerung mit Le-
bensmitteln von zentraler
Bedeutung, da die humani­-
täre Hilfe durch Lieferun-
gen des Welternährungs-
programms oder der Missi-
on AMISOM der Afrikani-
schen Union überwiegend
auf dem Seeweg erfolgt.
Das Mandat soll unverän-
dert mit einer Obergrenze
von 1.400 Soldatinnen und
S o l ­ d a t e n b i s z u m
18. Dezember 2012 verlän-

gert werden.

Auch die Fortsetzung der
Beteiligung bewaffneter
deutscher Streitkräfte an
der EU-geführten Operation
ALTHEA zur weiteren Stabi-
lisierung des Friedenspro-

In dieser Woche debattier-
ten wir den Neunten Be-
richt der Bundesregierung
über ihre Menschenrechts-
politik in den auswärtigen
Beziehungen und in ande-
ren Politikbereichen. Dieser
erfasst den Zeitraum März
2008 bis Februar 2010
und stellt erstmals neben
den Entwicklungen und
Maßnahmen auf inter­nati-
onaler Ebene die im Be-
richtszeitraum von der Bun-
desregierung in Deutsch­-
land ergriffenen Maßnah-
men im Rahmen eines se-
paraten innenpolitischen

Teils dar.

Wir haben in dieser Woche
die Fortsetzung des Einsat-
zes bewaffneter deutscher
Streitkräfte bei der Unter-
stützung der gemeinsamen
Reaktion auf terroristische
Angriffe gegen die USA
(Operation Active Endea-
vour/OAE) als Beitrag der

zesses in Bosnien und Her-
zegowina wurde beschlos-
sen. Das Mandat soll un-
verändert bei Absenkung
der Personalobergrenze
von 900 auf 800 Soldaten
fortgeführt werden. Auch
ein Jahr nach den Wahlen
vom 3. Oktober 2010 bleibt
die Lage in Bosnien und
Herzegowina kompliziert.
Die Regierungsbildung ist
bis heute nicht erfolgreich

abgeschlossen.

In dieser Woche debattier-
ten wir den Abschlussbe-
richt des 1. Untersuchungs-
ausschusses gemäß Art.
45a Abs. 2 des Grundge-
setzes, der sich mit dem
Luftangriff auf zwei durch
Aufständische entführte
Tanklaster am 3./4. Sep-
tember 2009 in Kundus

befasst hat.

Die Woche im Parlament 28.11. - 2.12.2011
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Stanislaw Tillich ist erneut
zum Landesvorsitzenden der
Sächsischen Union gewählt
worden. Mit 89,57 Prozent
gaben ihm die 238 Delegier-
ten des 26. Landesparteita-
ges in Plauen den Auftrag,
die Sächsische Union in den
kommenden zwei Jahren

weiter zu führen.

„Ich danke allen für das ent-
gegengebrachte Vertrauen",
sagte der Landesvorsitzende
der Sächsischen Union nach
seiner Wiederwahl. In seiner
Rede vor der Wahl sprach
sich Stanislaw Tillich für den
klaren Kurs des Leitantrags
zum Parteitag „Sachsen die-
nen – Zukunft sichern. Inno-
vation, Wohlstand, Gerechtig-
keit aus". „Wir wollen Freiheit
in christlicher Verantwortung
und weniger staatliche Gän-
gelei. Wir wollen Marktwirt-
schaft in sozialer Verantwor-
tung und keinen Turbokapita-
lismus. Wir wollen eine Haus-
haltspolitik mit Verantwor-
tung für unsere Kinder und
K i n d e s k i n d e r a n s t a t t
Wohlstand auf Pump", sagte

er.

In seinem Amt bestätigt wur-
de ebenfal ls Michael
Kretschmer. Mit 79,35 Pro-
zent stimmten die Delegier-
ten für den Vorschlag des
Landesvorsitzenden und
wählten den Görlitzer erneut

zu ihrem Generalsekretär.
„Ich freue mich über das
deutliche Ergebnis und ha-
be viele Ideen für unsere
weitere Arbeit, die ich mit
Ihnen allen gemeinsam
umsetzen möchte", sagte
er nach seiner Wahl im

Plenum des Parteitages.

Als stellvertretende Landes-
vorsitzende wurden Steffen
Flath (80,79 %) aus Anna-
berg-Buchholz, Bernd Lan-
ge (79,80 %) aus Görlitz
wieder gewählt. Besondere
Anerkennung bekam die
Oberbürgermeisterin Helma
Orosz aus Dresden, die in
Abwesenheit durch Krank-
heit ebenfalls wieder zur
Stellvertreterin gewählt

wurde (92,61 %). Landes-
schatzmeister bleibt Dr.

Jürgen Schwarz.

Der CDU-Kreisverband Zwi-
ckau wird im Landesvor-
stand durch Ines Springer
(84,12%) und Gerald Otto
(52,40%) vertreten, die als
Beisitzer gewählt wurden.
Zudem vertritt Dr. Michael
Luther unseren Kreisver-
band in der Landes-CDU,
der als Vorsitzender der
CDU-Landesgruppe Sach-
sen im Deutschen Bundes-
tag im Landesvorstand ge-

setztes Mitglied ist.

Einer der Höhepunkte des
Vormittags war die Rede
des CSU-Vorsitzenden und
Bayerischen Ministerpräsi-
denten Horst Seehofer. Er
machte vor allem die Ver-
bundenheit der Freistaaten
Bayern und Sachsen deut-

lich.

Nach der turnusgemäßen
Wahl des Landesvorstands
stand der Landesparteitag
am Nachmittag ganz im
Zeichen des Leitantrags
„Sachsen dienen – Zukunft
s i c h e r n . I n n o v at i o n ,
Wohlstand, Gerechtigkeit",
der mit großer Mehrheit als
neues Grundsatzprogramm
der Sächsischen Union an-

genommen wurde.

DRESDEN AKTUELL

DIE CDU IN SACHSEN
Sächsische Union wählt Stanislaw Tillich erneut

zum Landesvorsitzenden

Stanislaw Tillich (r.) und Gastredner Horst Seehofer

(l.) auf dem Landeparteitag in Plauen

Für den CDU-

Kreisverband Zwickau

im Landesvorstand:

Dr. Michael Luther

(Landesgruppenvorsitz)

Ines Springer

(Beisitzer)
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Gerald Otto

(Beisitzer)

Stanislaw Tillich bei seiner Rede auf dem Landes-

parteitag in Plauen
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Die Sächsische Union betei-
ligte sich an der öffentlichen
Kundgebung für Demokratie
und Toleranz am 25. Novem-
ber 2011 um 18 Uhr auf
dem Georgenplatz in Zwi-

ckau.

Die Sächsische Union rief
alle Bürgerinnen und Bürger
dazu auf, mit ihrer zahlrei-
chen Teilnahme an der Kund-
gebung ein deutliches Zei-
chen für Freiheit, Toleranz
und Menschlichkeit zu set-
zen. Anwesend waren u.a.
die Bundestagsabgeordneten
Frank Heinrich aus Chemnitz
und Michael Luther aus Zwi-
ckau, die Zwickauer Land-
tagsabgeordneten Jan Löffler
und Gerald Otto sowie der
Sächsische Staatsminister
des Innern Markus Ulbig als
Vertreter der Sächsischen

Staatsregierung.

Im Vorfeld der Veranstaltung
sagte der Generalsekretär
der Sächsischen Union Mi-
chael Kretschmer MdB: „Die
Sächsische Union verab-
scheut Rassismus und frem-
denfeindliches Verhalten!
Alle Demokraten sind gefor-
dert, gegen Rechtsextremis-
mus Präsenz zu zeigen. Die
Sächsische Union wird am

Freitag mit den Zwickaue-
rinnen und Zwickauern ge-
gen nationalsozialistisches
Gedankengut demonstrie-
ren. Auch das Angedenken
an die friedliche Revolution
im Jahr 1989 verlangt von
uns, die Ideale von Freiheit,
Toleranz und Menschlich-
keit zu verteidigen. Die
Würde des Menschen ist
unantastbar – dafür müs-
sen wir Sachsen alle einste-

hen."

Wie viele Zwickauer Bürge-
rinnen und Bürger zeigte
sich auch der Vorsitzenden-
de der Landesgruppe Sach-
s e n d e r C D U / C S U -
Bundestagsfraktion, Micha-
el Luther MdB, schockiert,
dass über Jahre drei
Rechtsterroristen uner-
kannt unter den Zwickau-
ern leben konnten. „In Zwi-
ckau ist kein Platz für politi-
schen Extremismus. Es ist
wichtig, dass alle Demokra-
ten gemeinsam ‚Nein!‘ sa-
gen zu jeder Form von ext-
remistischer Ausgrenzung
und Gewalt. Ich bin sicher,
dass die Kundgebung am
Freitag eine deutliche Bot-
schaft aussenden wird“,

sagte Luther.

Das parteiübergreifende
Zwickauer Bündnis für De-
mokratie und Toleranz setzt
sich seit Jahren dafür ein,
Impulse im Kampf insbe-
sondere auch gegen rechts-
radikale Tendenzen in der
Gesellschaft zu geben, so
Luther weiter. „Gemeinsam
bieten wir denen, die unse-
re freiheitlichen Grundrech-
te mit Füßen treten, die
Stirn,“, ist sich der Vorsit-
zende der Landesgruppe

sicher.

Der Umstand, dass es die-
sem Trio über Jahre hinweg

gelang, unerkannt in der Mit-
te der Bevölkerung zu leben,
zeigt deutliche Defizite in der
Zusammenarbeit der Sicher-
heitsbehörden von Bund und
Ländern auf. „Hier gilt es, in
den nächsten Wochen Auf-
klärung zu leisten. Es müs-
sen nun die richtigen Ent-
scheidungen getroffen wer-
den, um unter der Koordinie-
rung des Bundes die Arbeit
von Verfassungsschutzorga-
nen in Deutschland gegen
extremistische Tätergruppen
effektiver und wirksamer zu
gestalten“, so Luther ab-

schließend.

Die Sächsische Union verurteilt politischen

Extremismus
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Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger folgten dem
Aufruf

Foto: www.zwickau.de; 05.12.11.

Der wohnungspolitische
S p r e c h e r d e r C D U -
Landtagsfraktion Gerald Otto
begrüßt die Entscheidung
des Haushaltsausschusses
des Bundestages, die Städte-
baufördermittel wieder auf
das Niveau des Vorjahres
anzuheben. Damit sind die
im Regierungsentwurf zu-
nächst geplanten Kürzungen
in Höhe von 45 Millionen
Euro vom Tisch. Der Bund
stellt 2012, wie bereits im
laufenden Jahr, insgesamt
455 Millionen Euro für den

Städtebau zur Verfügung.

„Der engagierte Einsatz der
Bauminister und Fachpoliti-

ker der Länder, die Städte-
baumittel wenigstens auf
dem Vorjahresniveau zu
stabilisieren, hat somit
Früchte getragen“, sagte
Gerald Otto. „Mit der Ent-
scheidung des Bundes-
Haushal tsausschusses
kann auch die Städtebau-
förderung in Sachsen wei-
ter auf einem hohen Ni-
veau fortgeführt werden.
Der Freistaat wird auch die
für die Städtebauförderung
geplanten Mittel zu 100
Prozent kofinanzieren, was
uns die Chance eröffnet,
wieder das bisherige För-

dervolumen zu generieren.

Wir stehen aufgrund des
demografischen Wandels
vor enormen Herausforde-
rungen beim Stadtumbau.
So müssten bei einem zu
erwartenden Bevölkerungs-
rückgang von rund 300
000 Einwohnern auch 150
000 Wohnungen zurückge-
baut werden. Das stellt die
Verantwortlichen im Land
und besonders in den Städ-
ten vor gewaltige Aufgaben,
die nur mit Hilfe einer ent-
sprechenden Förderkulisse
zu bewältigen sind. Die
Zeiten des flächendecken-
den Rückbaus von Platten-
siedlungen sind jedoch
vorbei. Nun wird es auch an

unrentable oder nicht mehr
nutzbare Altsubstanz ge-
hen müssen, was unbe-
dingt stadtplanerisch be-
gleitet werden muss“, so

Otto abschließend.

Aufgestockte Städtebaufördermittel wichtig für Kontinuität bei
Stadtumbau in Sachsen

Gerald Otto
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„In Summe besser“

Stadtmarketing muss nicht Auswahl sein

Ein bisschen haben unsere
Gäste schon gehofft, dass
„Marketingprofi“ Dr. Hardo
Kendschek das Patentrezept
für ein gelungenes Stadtmar-
keting mitbringt: Ist es nun
erfolgreicher mit Robert
Schumann, August Horch
oder mit der Bergbautraditi-

on zu werben?

Die Zuhörer haben gelernt:
Von diesem Markendenken
muss man sich erst einmal
lösen. Der Aufbau der Außen-
wirkung einer Stadt beginnt
von innen und verlangt eine
genaue Analyse. Wenn der
Taxifahrer am Bahnhof ge-
fragt wird, was denn in Zwi-
ckau so los sei und er mault
nur „eigentlich nicht viel“,
können sich die Zwickauer
Hochglanzprospekte und
teure Werbestrategien spa-

ren.

Um zu erreichen, dass die
Zwickauer ihre Stadt spitze
finden, müssen verschie-
denste Anknüpfungspunkte
aktiviert werden: Studenten,
junge Familien, Pendler und
Senioren setzen ihre eigenen
Maßstäbe. Ihre Forderungen
zunächst in einem Kompe-
tenzteam zu sammeln, rät
Hardo Kendschek für den
Anfang. Daran schließt sich
die vorhersehbare Frage an:

Wer macht es? Wer organi-
siert es? Hardo Kendschek
hält nur bedingt etwas von
den „üblichen Verdächti-
gen“, den etablierten Inte-
ressenvertretern und Be-
auftragten. Einmal mehr
muss versucht werden, mit
Studenten und jungen Fa-
milien direkt ins Gespräch

zu kommen.

Die Mitglieder der CDU-
Fraktion wissen, dass sie in
der Pflicht sind, Möglichkei-
ten zu schaffen, um das
Stimmungsbild bei der jun-
gen Generation einzufan-
gen: Was wird gebraucht?
Was wird gewollt? Was ist
im Trend? Was bieten an-

dere?

Mit diesen Fragen war das
Kommunalforum schnell
von den Zwickauer Allein-
stellungsmerkmalen um
Anforderungen an eine zu-
kunftsfähige Stadtentwick-
lung erweitert. Und damit
kann man dann werben:
„Uns ist gelungen, Wohn-
quartiere zu schaffen, die
im Trend sind.“ „Unsere
Studenten machen Zwi-

ckau bekannt“ usw.

So sehen es auch unsere
Gäste, die tagtäglich Mar-
keting umsetzen: Stephen

Dr. Thomas Beierlein

Vorsitzender CDU-

Stadtratsfraktion

Zwickau

Kathrin Köhler

Geschäftsführerin CDU-

Stadtratsfraktion

Zwickau

Simmon, der Pressespre-
cher der Gebäude- und
Grundstücksgesellschaft
Zwickau, André Kleber, der
Verantwortliche für das
Stadtmarketing in Werdau
oder Michael Bilinger, Cen-
termanager der Zwickau-

Arcaden.

Für die CDU-Fraktion heißt
das: konsequente Umset-
zung ihrer aktuellen Stadt-
ratsanträge wie zur Neu-
gestaltung des Bahnhofs-
vorplatzes oder zur Innen-
stadtbelebung. Hier zeich-

net sich ein Teilerfolg ab:
Voraussichtlich ab dem Früh-
jahr 2012 wird es an Sams-
tagen auf dem Zwickauer
Hauptmarkt frisches Obst,
Gemüse und mehr geben.
Denn der Sachsenmarkt mitt-
wochs ist ein Erfolg - nur
nicht für die Zwickauer, die
da am Schreibtisch sitzen. So
kann die Umsetzung eines
Meinungsbildes im Kleinen

funktionieren.

Kathrin Köhler
Geschäftsführerin CDU-

Fraktion

Frauen-Union und Evangelischer Arbeitskreis mit neuem Vorstand

Am 10. November wählten
die Mitglieder des Kreisver-
bandes Zwickau der Frauen-
Union, in der Pension Flech-
sig in Hartmansdorf, einen

neuen Vorstand.

Zur neuen Vorsitzenden
wurde mit großer Mehrheit
Kathrin Köhler gewählt. Die
33-jährige Juristin arbeitet
als Geschäftsführerin der
CDU-Stadtratsfraktion Zwi-
ckau. Zur stellvertretenden
Vorsitzenden wurde Margit-
ta Röhner aus Mülsen ge-
wählt. Beisitzer sind: Dana
Drechsler, Kerstin Nicolaus,
Petra Pfeiffer, Michaela
Schäfer, Gisela Tröger und

Peggy Wunderlich.

Bereits am 3. November
wählte der Regionalver-
band Zwickau/Chemnitz
des Evangelischen Arbeits-
kreises einen neuen Vor-

stand.

Peter Barth, Pfarrer im Ru-
hestand aus Limbach-
Oberfrohna, wurde erneut
als Vorsitzender im Amt
bestätigt. Seine Stellvertre-
ter sind Günter Elfmann,
Frank Heinrich MdB und
Andreas Wagner. Als Beisit-
zer wurden in den neuen
EAK-Vorstand gewählt: Dr.
Fritz Hähle, Harry Münsel,
Eberhard Reiche und Mar-

co Wanderwitz MdB.

Beide Vorstände sind für

zwei Jahre gewählt.
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Dr. Michael Luther erreichen Sie…

… im Wahlkreis: Hauptstraße 28

08056 Zwickau

Tel.: (0375) 29 17 79

Fax: (0375) 29 45 67

Email: michael.luther@wk.bundestag.de

… in Berlin: Paul-Löbe-Haus, Raum 2.339

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Tel.: (030) 227 – 7 70 92

Fax: (030) 227 – 7 61 16

Email: michael.luther@bundestag.de

Homepage: www.michael-luther.de

POLITIK AKTUELL ist ein Informationsbrief von Dr. Michael Luther (V.i.S.d.P.).

Er ist Mitglied des Deutschen Bundestages.

Haben Sie Fragen und Anregungen? Zögern Sie nicht, mit Dr. Luther in Kontakt zu

treten! Er freut sich auf Ihre Email unter michael.luther@bundestag.de.
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Termine Dez. 2011 – Jan. 2012

07.12.11 Landesvorstandssitzung OMV, Ort: Landes-
geschäftsstelle der Sächsischen Union,

Dresden, Beginn: 17.00 Uhr

12.12.11 erweiterte Landesvorstandssitzung Senioren Union,

Ort: Dresden, Beginn: 10.00 Uhr

11.01.12 Nominierung Oberbürgermeisterkandidat
Hohenstein-Ernstthal, Ort: Hotel Schweizerhaus,

Beginn:19.00 Uhr

22.01.12 Bürgermeisterwahl in Langenbernsdorf


